
Abschrift 
c 505/41 

(5 sts J8/41). 

Im Namen des Deutschen Volkes 

In der Strafsache gegen den Polen B 
zur Zeit im Zuchthaus in Rawitsch in Strafhaf t, 
wegen zweier Verbrechen gegen § 15 besw. §' 9 der Verordnung vom 
5.Juni 1940 rseßı I s. e44), 

hat das Reichsgericht, 5.Strafsenat, I n d e r  Sitzung 
vom 21.August 1941, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Re tchsgerichtsrat Zlingsporn als Vorstteer 
und die He tchsger tchtsråte Ka recke, Go edel, . 

Dr.Iber und .Dr.Hohde, 
als Beamter der Staatsanwaltschaft: 

der He tchsanwalt Richter, 
als Urkundsbeamter der Geschäfts stelle: 

der Sekretär Heyer, 
auf die Nichttgkei tsbeschwerde des Oberretcnsanwalts nach 
mündlicher Verhandlung für Hecht erkannt: 

Das Ur teil des Sanderger tchts II in HChensalsa vom l9.Härz 1941 _ 
wird, soweit es gegen den Angeklagten KG | ergangen ist, im 
Strafausspruch mit den diesem zu Grunde liegenden Feststellungen 
aufgehoben. Die Sache wird in diesem UMfange zu neuer Verhandlung 
und.Entscheidung an das Sondergericht II in Hbhensalsa zurückuer= 
wiesen. 
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Rechts 

Gründe 
Dur on Für teil des Sondergeríchts II in Hbnensalza vom 

19.flärz 1941 ist der Angeklagte .K wegen je e ihres Verbrechens 
v gegen 

Von wegen 
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inanderzune *tue n, 

gegen § 13 und § ~9 der Verordnung über die .Einführung des deutschen 
Strafrechts In den eingegliederten Ostgebíeten vom 6LJuni 1940 

- .HGBI I s;e44 - zu einer Gesamtstrafe von acht Jahren Zuchthaus 
und zum Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von 
acht Jahren verurteilt worden. 

Nach~den Feststellungen des Sonderger tchts war .H ¦seít 
Ende Dezember 1940 mit sehn anderen Schwerverbrechern, darunter 
den Hit angeklagten Kot | und .P , im Oer tchtSgefåhgnis 
in Les lau in Untersuchungshaf t. Laut äítteilung des Oberreichs= 
anwalts ist er inzwischen in anderer Sache als gefährlicher 
Gewohnheítsverbrecher wegen Diebstahls zu zehn Jahren Zuchthaus 
unter Anordnung der Si cherungsverwahrung verur teilt worden. Er 
war im Gerichtsgefängnis in Les lau in der Gemeinschaftseelle }l 
im ersten Stockwerk untergebracht, in der die Schwerverbrecher ein= 
saßen, die zu keiner Arbeit verwendet werden durften. Anfang 
Februar 1941 (nicht 1940, wie es in dem Ur teil des Sondergerichts 
heißt), gab KH | den übrigen Häftlingen die Anregung zu einem 
Ausbruchs versuch, womit alle mitgefangenen einverstanden waren. 

Der ursprüngliche Plan ging dahin, den Ofen in der Zelle aus= 
um durch das dadurch in der Fand entstehende 

'och auf den Flur zu gelangen. Von da aus sollten drei Gefangene, 
darunter der Mf angeklagte , in die Kanzlei eindringen- 
und dort die Aufs ichtsbeamten durch Überwerfen der Schlafdecken und 
durch niederschlagen unschädlich machen. K sollte inzwischen 
die Frau des Uítangeklagten Kol lund seine eigene Geliebte aus 
ihren Zellen herausholen. Die anderen Gefangenen sollten die etwa 
noch auftauchenden weiteren Aufs íchtsbeamten überwdlttgen und un: 
schädlich machen. K fing auch sofort on, am Ofen zu arbeiten, 
gab aber diesen ganzen fflan bald wieder auf, weil über seine Aus: 
führung unter den Zellentnsassen üeínunysversahiedenheiten ent= 
standen. 

Daraufhin wurde beschlossen, in der Außenmauer ein Locheu 
schlagen und durch dieses Loch mit Hilfe von aus dem Bettzeug 
gefertigten Stricken auf den Hof und von da über die Schweine bucht 
und die Außenmaue ins Freie zu gelangen. .Einen etwa sich entgegen: 
stellenden Aufstdhtsbeamten wollte man niederschlagen. Am 5-Februar 
1941 wurde mit der Ausführung dieses Planes begoNnen. *Die erfordere 
lachen Brechwerkzeuge stellten die Gefangenen sich her; nachdem 
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sie von einem .Holzeimer den eisernen Reifen und den Henkel abge= 
macht und vom Abort ein Stück .Eisen in die Zelle gebracht hatten. 
:zu den daraus hergestellten Werkzeugen kratzten sie zwei Inge 
lang den Mörtel zwischen den Ziegelsteinen weg, wobei sich A 
und der Uitangeklagte KO: besonders beteiligten, und nahmen 
die losen Steine heraus. es entstand so ein 60 mal 60 cm großes 
und 40 cm tiefes Loch in der Mauer, so daß diese nur noch in der 
Breite eines Ziegel steifes hätte durchstoßen werden müssen. Am 
Tage wurden die Steine und der Mörtel wieder lose in das Loch ein= 
gefügt und diese Stelle durch die aufeinander geschichteten 
Strohsäcke verdeckt. Durch die Anzeige eines Mitgefangenen wurde 
dieser Ausbruchsuersuch verhindert. 

Die gegen das Ur teil des Sondergeríchts eingelegte Nichtig= 
keitsbeschwerde des Oberretchsanwalts greift in zulässiger Jeise 
nur den Strafausspruch on, und daher unterliegt der Schuldspruch 
keiner NachprüfUng; Daher braucht auch nicht entschieden zu 
werdeN, ob nicht die* Verabredung nur Beschädigung der Hauer durch 
die Beschädigung der Mauer selbst aufgeeehr t worden ist und daher 
nur wegen der Verabredung von Gewolttåttgkeiten ñ5§ 15, e der 
Verordnung vom 6.JUni 1040) und wegen der Beschädigung der Mauer 
ñ§ 9 der Verordnung vom 6;Junz 1940) hätte verurteilt werden 
sollen. 

Die Ntchttgkettsbeschwerde ist begründet, weil die Begründung 
für die Annahme eines minder schweren Falles einen Rechtsirrtum 
erkennen läßt, .Diese Annahme wird nicht etwa, wie es zulässig 
gewesen wäre, auf UMstände gestützt, die in der Persönlichkeit 

des Täters liegen. Auch Ki wird vielmehr als Schwerverbrecher 
beurteilt, eine Annahme, deren Richtigkeit durch die spätere Ver= 
Ur teilung als Gefährlicher Gewohnheitsverbrecher und durch die 
zahlreichen Vorstrafen bestätigt wird. Die geringere Schwere des 
Falles wird auch nicht in zulässiger Weise aus der Art des Ibtbeí= 
t a g e s  hergeleitet. Das Sondergericht sieht im Gegenteil XI | 
als den Urheber des Planes und seine Beteiligung als hervorragend 
und maßgebend an. Die Annahme eines mínier schweren .Falles wird 
vielmehr allein auf eine Auslegung des angewendeten Straføesetxes 
gestützt. Sie geht dahin, der Gesetzgeber habe bei den Füllen 
des ordentlichen Strafrahmens offensichtlich an Übten gedacht, die 
der Vater um ihrer selbst willen und nicht zu einem anderen Ehd= 
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ziele, hier der .Erlangung der Freiheit, begehe. für diese Ausl e= 
gung bietet das Gesetz keinen Anhalt, sie widerspricht vielmehr 
seinem Sinn und ZWeck. Das Sonderger acht geht selbst bei der 
Strafzumessung richtig davon aus, daß die Gefängnisbeamten in den 
Ostgebieten noch eines energischen Schutzes bedürfen. Dieser not= 
wendige Schutz der Träger der deutschen hWhett in jenen Gebieten 
kann nicht in so entscheidender Weise von den jeweiligen Beweg= 
gründen und Zielen der Iäter abhängig sein. Gerade die in der 
Verordnung vom 6.JUni 1940 an die Spitze gestellten, In § 8 für 

den Regelfall mit Ibdesstrafe bedrohten Gbwalttdtigketten gegen 
deutsche Beamte werden sogar ganz überwiegend nicht um ihrer ' 
selbst willen, also etwa aus reiner Hordlust, sondern bei wider: 
standsleistungen begangen werden, um gegenüber berechtigten omt= 

liehen Maßnahmen die persönliche Freiheit wíedeneuerlangen. Die 
schweren Strafandrohungen der Verordnung in den §§ 8 bis 15 lassen, 
wenn man sie in ihrem Zusammenhang betrachtet, keinen ZWeifel, daß 
den deutschen. Beamten, Soldaten und sonstigen HOhe í tsträgern auf 
ihren vorgeschobenen Posten, gegen Gewalttaten aller Ar t jeder nur 
mögliche gesetzliche Schutz zustehen soll. Überdies wäre auch bei 
einer Berücksichtigung des vom Iüter verfolgten. Ehdztels das Frei= 
heitsverlangen eines mit Hecht dingfest gemachten Schwerverbrechers 
vom Standpunkte der öffentlichen Sicherheit aus am wenigsten ge= 
eignet, eine Minderung des Strafschutees zu rechtfer tigen. Die 
hiernach rechtsírrtümlíche Auslegung des Begriffs „minder schwerer 

Fall hat im Strafausspruch gegen den Angeklagten KI lau e tnem 
ungerechten Ergebnis geführt. Das«Ur teil des Sonderger tchts war 
daher, soweit es gegen XI lergangen ist, tmlStrafausspruch mit 
den diesem zu Grunde l legenden Feststellungen aufzuheben. 

ges. : Ältngsporn Ka recke Go edel 

. 

Iber Rohde 


